
Bundessozialgericht

Im Namen des Volkes

5b RJ 80/84 [theil

Verkündet am _ .
11_ Juli 1985 m dem Rechtsstreit

Klägerinnen und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigter:
................... . ...........

Beklagte und Revisionsklägerin.

Der 5b Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche

Verhandlung vom 11. Juli 1985

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Landes-

sozialgerichts für das Land Nordrhein—Westfalen vom 16. Juli

198ü wird zurückgewiesen.

Die Beklagte hat den Klägerinnen auch die Kosten des Re—

visionsverfahrens zu erstatten.
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Die Klägerinnen wenden sich gegen die Aufhebung von Hinterblie-

benenrentenbescheiden und gegen Rückzahlungsbescheide der Be-

klagten.

Die Klägerin zu 1) ist die geschiedene Ehefrau des am 1M. Januar

1978 bei einem Verkehrsunfall (Wegeunfall) verstorbenen Versi—

cherten H. M.. Aus der Ehe der Klägerin zu 1) mit dem Versi—

cherten stammt die 1966 geborene Klägerin zu 2). Im März 1978

beantragte die Klägerin zu 1) Hinterbliebenenrente bei der Be—

klagten. Sie erklärte am 29. Juni 1978 auf Anfrage der Be-

klagten, sie habe wegen des tödlichen Unfalles des Versicherten

auch bei der Berufsgenossenschaft Meldung gemacht, ein

Leistungsbescheid sei noch nicht ergangen. Aufgrund des
Bee

scheides vom 17. August 1978 gewährte die Berufsgenossenschaft

(BG) den Klägerinnen Hinterbliebenenrente aus der Unfallversi-

cherung. Am 14. Juni 1978 war eine Vorschußzahlung geleistet

worden, am 23. August 1978 erfolgte eine Nachzahlung. Die lau—

fende Rente begann am 1. Oktober 1978.

Mit Bescheid vom 14. November 1978 bewilligte die Beklagte der

Klägerin zu 1) "Geschiedenenwitwenrente" (SS 1265, 1268 Abs 2

Reichsversicherung -RVO—). Unter dem gleichen Datum gewährte sie

der Klägerin zu 2) Halbwaisenrente (SQ 1267, 1269 EVO). Beide

Bescheide enthielten den Hinweis, daß der Bezug einer Leistung

aus der gesetzlichen Unfallversicherung mitzuteilen sei, weil
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dadurch eine Rentenmindefung eintreten könne.

Auf Anfrage der Beklagte■ vom Juli 1980 teilte die BG der Be—

klagten mit, sie gewähre seit 1978 Leistungen an die Klägerinnen.

Mit Bescheiden vom 15_ April 1981 berechnete die Beklagte darauf

die Hinterbliebenenrente■ unter Berücksichtigung der Renten aus

der Unfallversicherung nach S 1279 RVO neu und setzte die

Leistungen auch für die Vergangenheit neu fest. Sie kündigte Er-

stattungsansprüehe an. Durch Bescheide vom 12. Juni 1981 hob dié'

Beklagte die Bescheide von 1978 erneut auf und verlangte die.; we;

Uberzahlungen zurück, die seit diesem Datum eingetreten waren; *“3

Die Widersprüche der Klägerinnen wies die Beklagte zurück (Wi-

derspruchsbescheide vom 1. April 1982), bewilligte jedoch Ra—

tenzahlungen. :_.‚lriä‚

Das Sozialgericht (SG) hat die Rückforderungsbescheide vom

12. Juni 1981 ganz aufgenoben und die Abänderungsbescheide vom

15. April 1981 insoweit, als durch sie die Aufhebung der Bé—'

willigungsbe5gheide vom 1“. November 1978 für die Zeit vom

1. April 1978 bis 31. Mai 1981 verfügt Werde. Das Landes—

sozialgericht (LSG) hat die Berufung als unzulässig verworfen,

soweit sie die teilweise Aufhebung der Gewährung von Witwen— und

Waisenrente für die Zeit bis 31. Mai 1981 betrifft. Insoweit

handele es sich um Rente für bereits abgelaufene Zeiträume (@ 146

Sozialgerichtsgesetz _SGG—). Soweit es um die Rückforderung geht,

hat es die Berufung als unbegründet zurückgewiesen. Das LSG sei

an die Bescheide der Beklagten von 1978 gebunden, die weiterhe—

stünden, nachdem das Urteil des SC die Abänderungsbescheide

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


rechtskräftig aufgehoben habe. Das LSG hat die Revision zugelas—

sen, weil es die Frage für grundsätzlicher Art erachtet, ob auch

bei Entscheidungen der SGe über Aufhebungsbescheide nach 55 45,

“8 des 10. Sozialgesetzbuches - Verwaltungsverfahren - (SGB 10)

die Berufung nach % 1ü6 SGG ausgeschlossen ist, sofern es allein

um die Aufhebung der Leistungsgewährung für die Vergangenheit

geht.

Die Beklagte rügt eine Verletzung der @@1ü6 und 1H9 SGG. Sie ist

der Auffassung, daß zwischen Aufhebungs— und Rückforderungsbe—

scheid ein so enger Zusammenhang bestehe, daß sich die Zulässig—

keit der Berufung nur nach % 1H9 SGG richten müsse.

Sie beantragt,

das angefochtene Urteil sowie das Urteil des

Sozialgerichts Düsseldorf vom 29. März 1983

aufzuheben und die Klage abzuweisen,

hilfsweise,

die Sache zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das Landessozialgericht für das

Land Nordrhein-Westfalen zurückzuverweisen.

Die Klägerinnen beantragen,

die Revision zurückzuweisen.

II

Die Revision der Beklagten ist unbegründet.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Zu Recht hat das LSG die Berufung als unzulässig erachtet, soweit

die Klage die Aufhebungsbescheide vom 15. April 1981 und

12- Juni 1981 hinsichtlich der Neufeststellung der Rente für die

Vergangenheit angefochten hat. Die Klägerinnen haben diese Be—

scheide in der Berufungsinstanz nur noch angegriffen, soweit sie

die Rente für die Vergangenheit neu feststellen. Im Übrigen haben

sie sich nicht mehr gegen diese Bescheide gewandt. Nach % 1ü6 SGG

ist in Angelegenheiten der Rentenversicherung die Berufung nicht

zulässig, soweit sie nur die Rente für bereits abgelaufene Zeit-

räume betrifft. Das LSG hat - ungeachtet des % 1U6 SGG - die Zu-

lässigkeit der Berufung nach 5 150 Nr 1 und Nr 2 SGG rechts-

fehlerfrei ebenfalls verneint, was von der Beklagten mit der Re—

vision auch nicht gerügt wird.

Mit den Bescheiden vom 12. Juni 1981 sind nicht nur für die

Vergangenheit die Renten neu festgestellt, sondern auch die

überzahlten Beträge zurückgefordert worden. Hinsichtlich dieses

Streites ist die Berufung — wie das LSG richtig ausgeführt hat —

zulässig, jedoch unbegründet. Nach % 1U9 SGG ist die Berufung

zulässig bei Streitigkeiten über die Rückerstattung von

Leistungen, wenn der Beschwerdewert 1.000,00 DM übersteigt.

Diese Voraussetzung ist hier gegeben. Indem das SG jedoch die

Aufhebungsbescheide der Beklagten aufgehoben hat, hat es die ur—

sprünglichen Bewilligungsbescheide wieder hergestellt, so daß die

materiell—rechtlichen Voraussetzungen für eine Rückforderung nach

% 50 SGB 10 fehlen.

Nach der ständigen Rechtsprechung des BSG ist die Berufung hin—
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..5-

sichtlich der Bescheide vom 15. April und 12. Juni 1981, soweit‘?*

sie die Neufeststellung der Rentenhöhe für die Vergangenheit be-

treffen, nicht deshalb entgegen 5 146 SGG zulässig, weil die Be—

rufung bezüglich des Rückforderungsbegehrens zulässig ist (% 149

SGG). Die Zulässigkeit der Berufung bei mehreren in einer Klage

zusammengefaßten Ansprüche ist für jeden Anspruch gesondert zu

prüfen (vgl BSG in SozR 1500 $ 146 Nrn 2, 9, 14 mwN). Eine Aus—

nahme ist nur zu machen, wenn zwei Ansprüche derart voneinander

abhängen, daß der eine präjudiziell für den anderen ist und die

Berufung nur für den präjudiziellen Anspruch statthaft ist. Die

Berufung ist dann auch für den abhängigen Anspruch trotz Vor-

liegens eines Berufungsausschlusses zulässig (BSGE 14, 280, 281;

BSG in SozR Nr 14 zu 5 149 SGG; SozR 1500 % 146 Nrn 4, 14). Das

gilt aber nicht für den umgekehrten Fall, daß die Berufung für

den abhängigen Anspruch (Rückforderung) statthaft, für den vor—

rangigen (Rentenneufeststellung) aber ausgeschlossen ist (BSG in

SozR 1500 S 146 Nrn 9, 14). Um den letzteren Fall handelt es sich

hier, wie der erkennende Senat bereits im Urteil vom 13. Sep—

tember 1978 (SozR 1500 $ 146 Nr 9) ausgeführt hat.

An dieser insoweit einhelligen Rechtsprechung des BSG hat sich

- wie der 11. Senat mit Urteil vom 30. Mai 1985 (11a RA 66/84)

bereits mit eingehender Begründung entschieden hat — seit dem

Inkrafttreten des SGB 10 am 1. Januar 1981 nichts geändert.

Dieser Rechtsauffassung schließt sich der erkennende Senat schon

deswegen an, weil — ebenso wie % 50 Abs 1 SGB 10 — auch der bis

zum 31. Dezember 1980 gültige % 1301 Satz 1 RVO die Zulässigkeit

der Rückforderung — vorab vor weiteren Voraussetzungen - von der
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Aufhebung des die Uberzahlung ergebenden Leistungsbescheides ab—

hängig machte. Nur dann war nämlich "zu Unrecht" im Sinne dieser

Vorschrift gezahlt worden. Dies hatte auch bereits nach altem

Recht zur Folge, daß im Falle der nicht berufungsfähigen Besei—

tigung der Rentenneufeststellung für die Vergangenheit durch das

erstinstanzliche Urteil eine Rückforderung überzahlter Leistungen

im Berufungsverfahren nicht bestätigt werden konnte (vgl Urteil

des erkennenden Senats vom 13. September 1978 aaO). Nach % 1301

Satz 2 RVO aF war die Rückzahlung von Leistungen allerdings nur

unter weiteren einschränkenden Voraussetzungen möglich, während

seit dem Inkrafttreten des SGB 10 der Schutz des Leistungs-

empfängers nicht mehr bei den Voraussetzungen für die Erstattung

bereits durch Verwaltungsakt erbrachter Leistungen (% 50 Abs 1

SGB 10) angesiedelt ist, sondern bei den Voraussetzungen für die

Rücknahme eines rechtswidrigen begünstigenden Verwaltungsaktes

(% MS SGB 10). Die Rückforderung ist also nunmehr eine bloße

Folge der Rücknahme der früheren Leistungsbescheide.

Diese Rechtsänderung hat zwar eine Gewichtsverlagerung bei der

Statthaftigkeit der Berufung bewirkt. Diese kann aber — wie der

11. Senat des BSG im Urteil vom 30. Mai 1985 aaO bereits betont

hat — weder dazu führen, % 1U6 SGG entgegen dem eindeutigen

Wortlaut auszulegen, noch die genannte einschlägige Rechtspre-

chung des BSG zum Berufungsausschluß in der Rentenversicherung

aufzugeben.
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Die Kostenentscheidung folgt aus % 193 SGG.
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